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Gesetzentwurf Landesregierung Beschlussempfehlung Ausschuss für Arbeit und Soziales  
  

Gesetz Gesetz 
zur Änderung des Kinderförderungsgesetzes und zur Änderung des Kinderförderungsgesetzes und 

anderer Gesetze. anderer Gesetze. 
  
  

Artikel 1 Artikel 1 
Änderung des Kinderförderungsgesetzes Änderung des Kinderförderungsgesetzes 

  
  
Das Kinderförderungsgesetz vom 5. März 2003 (GVBl. LSA 
S. 48), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
17. Februar 2010 (GVBl. LSA S. 69), wird wie folgt geändert: 

Das Kinderförderungsgesetz vom 5. März 2003 (GVBl. LSA 
S. 48), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
17. Februar 2010 (GVBl. LSA S. 69), wird wie folgt geändert: 

  
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 
  

a) Die Angabe zu § 8 erhält folgende Fassung: a) Die Angabe zu § 8 erhält folgende Fassung: 
  

„§ 8 Inklusion“. „§ 8 Besondere Angebote für Kinder mit Behinderung“. 
  

b) Die Angabe zu § 10 erhält folgende Fassung: b) Die Angabe zu § 10 erhält folgende Fassung: 
  

„10 Sicherstellungsaufgabe und Bedarfsplanung“. „§ 10 Sicherstellungsaufgabe und Bedarfsplanung“. 
  

c) Die Angabe zu § 12 erhält folgende Fassung: c) Die Angabe zu § 11 erhält folgende Fassung: 
  
 „§ 11 Grundsätze der Finanzierung“. 
  
 d) Nach der Angabe zu § 11 wird folgende Angabe einge-

fügt: 
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 „§ 11a Vereinbarungen, Rahmenvertrag“. 
  
 e) Die Angabe zu § 12 erhält folgende Fassung: 

 
 „§ 12 Finanzielle Beteiligung des Landes“. 

 
 f) Nach der Angabe zu § 12 werden folgende Angaben 

eingefügt: 
 

 „§ 12a  Finanzielle Beteiligung der örtlichen Träger der 
 öffentlichen Jugendhilfe 

 
 § 12b  Finanzielle Beteiligung der Gemeinden, Ver-

 bandsgemeinden und Verwaltungsgemein-
 schaften 

 
 § 12c  Finanzierung bei Inanspruchnahme von Ange-

 boten außerhalb des Zuständigkeitsbereiches 
 des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugend-
 hilfe“. 

  
„ 12 (weggefallen)“. ________ 

  
d) Die Angabe zu § 13 erhält folgende Fassung: g) Die Angabe zu § 13 erhält folgende Fassung: 

  
„§ 13 Kostenbeiträge“. „§ 13 Kostenbeiträge“. 
  

e) Die Angabe zu § 15 erhält folgende Fassung: h) Die Angabe zu § 15 erhält folgende Fassung: 
  

„§ 15 Auskunftspflicht“.   „§ 15 Auskunftspflicht und Evaluierung“. 
  

f) Die Angaben zu den §§ 16 und 17 erhalten folgende Fas- i) Die Angaben zu den §§ 16 und 17 erhalten folgende Fas-
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sung: sung: 
  

„§ 16 (weggefallen) „§ 16 (weggefallen) 
  
 § 17 (weggefallen)“. § 17 (weggefallen)“. 

  
g) Die Angabe zu § 19 erhält folgende Fassung: j) Die Angabe zu § 19 erhält folgende Fassung: 

  
„§ 19 Elternvertretung und Kuratorium“. „§ 19 Elternvertretung und Kuratorium“. 

  
h) Die Angabe zu § 20 a erhält folgende Fassung: k) Die Angabe zu § 20a erhält folgende Fassung: 

  
„§ 20 a (weggefallen)“. „§ 20a (weggefallen)“. 

  
 l) Die Angabe zu Abschnitt 4 erhält folgende Fassung: 
  
 „Abschnitt 4 Pädagogische Fachkräfte“. 
  
 m) Die Angaben zu den §§ 21 und 22 erhalten folgende 

Fassung: 
  
   „§ 21 Pädagogische Fachkräfte 
  

i) Die Angabe zu § 22 erhält folgende Fassung: _____________________ 
  

„§ 22 Mittelbare pädagogische Tätigkeit, Fortbildung“. § 22 _______ Leitung und Fortbildung“. 
  

j) Die Angaben zu den §§, 23 und 25 erhalten folgende Fas-
sung: 

 n) Die Angabe_ zu _ §_ 23 __ erhält_ folgende Fassung: 

  
„§ 23 (weggefallen), „§ 23 (weggefallen)“. 
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 o) Die Angabe zu § 25 erhält folgende Fassung: 
  

§ 25 (weggefallen)“. „§ 25 Übergangs- und Anwendungsvorschriften“. 
  

2. § 3 wird wie folgt geändert: 2. § 3 wird wie folgt geändert: 
  

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
  

aa) Satz 1 Nr. 1 wird wie folgt geändert: „(1) Jedes Kind mit gewöhnlichem Aufenthalt im Land 
Sachsen-Anhalt hat bis zur Versetzung in den 
7. Schuljahrgang Anspruch auf einen ganztägigen 
Platz in einer Tageseinrichtung.“ 

  
aaa) In Buchstabe a werden die Wörter  „bis zum 

Schuleintritt“ durch die Wörter „bis zur Vollendung 
des 3. Lebensjahres“ ersetzt.  

________ 

  
bbb) In Buchstabe b werden die Wörter „vom Schul-

eintritt“ durch die Wörter „von der Vollendung des 
3. Lebensjahres“ ersetzt.  

________ 

  
bb) In Satz 2 wird die Angabe „Artikel 32 des Gesetzes 

vom 14. November 2003 (BGBl. I S. 2190, 2256)“ 
durch die Angabe „Artikel 34 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2854, 2924)“ ersetzt. 

________ 

  
b) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt: b) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt: 

  
„(3) Ein ganztägiger Platz umfasst für Kinder, die noch 
nicht eingeschult sind, ein regelmäßiges Betreuungsange-
bot von zehn Stunden je Betreuungstag oder 50 Wochen-
stunden. Für Schulkinder umfasst ein ganztägiger Platz 

„(3) Ein ganztägiger Platz umfasst für Kinder bis zum Be-
ginn der Schulpflicht ein ______ Förderungs- und 
Betreuungsangebot bis zu zehn Stunden je Betreu-
ungstag oder bis zu 50 Wochenstunden. Für Schul-
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eine Betreuung von sechs Stunden je Schultag; während 
der Schulferien gilt Satz 1 entsprechend.“ 

kinder umfasst ein ganztägiger Platz ein Förderungs- 
und Betreuungsangebot von sechs Stunden je Schul-
tag; während der Schulferien gilt Satz 1 entspre-
chend.“ 

  
c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absätze 4 und 

5. 
c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absätze 4 und 

5 und erhalten folgende Fassung: 
  
d) Absatz 4 erhält folgende Fassung: _____ 

  
„Der Anspruch nach den Absätzen 1 und 2 richtet sich ge-
gen den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe, in 
der das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.“  

„(4) Der Anspruch nach den Absätzen 1 und 2 richtet sich 
gegen den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe, in 
dessen Gebiet das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat.__ 

  
e) Absatz 5 erhält folgende Fassung: _______ 

  
„(5) Der Anspruch nach den Absätzen 1 und 2 gilt als er-
füllt, wenn ein Platz in einer für Kinder zumutbar erreich-
baren Tageseinrichtung oder unter den Voraussetzungen 
des § 24 Absätze 2 bis 4 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch in einer Tagespflegestelle angeboten wird. Ta-
geseinrichtung und Tagespflege sollen hierbei mit einan-
der kooperieren.“ 

__(5) Der Anspruch nach den Absätzen 1 und 2 gilt als er-
füllt, wenn ein Platz in einer für Kinder zumutbar erreich-
baren Tageseinrichtung oder unter den Voraussetzungen 
des § 24 Abs. 2 bis 4 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch in einer Tagespflegestelle angeboten wird. Tagesein-
richtung und Tagespflegestelle sollen hierbei miteinander 
kooperieren.“ 

  
f) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt: d) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

  
„(6) Die Eltern haben ein Recht auf laufende Anmeldung 
ihrer Kinder in Tageseinrichtungen und in der Tagespfle-
ge. Für die Betreuung von Schulkindern nach diesem Ge-
setz muss in der Regel, abweichend von Satz 1, die An-
meldung spätestens zur Schulanmeldung oder zum 

„(6) Die Eltern haben das Recht, den täglichen Betreu-
ungsbedarf gemäß ihren individuellen Bedürfnissen 
zu wählen. Sie können ihre Kinder jederzeit in Ta-
geseinrichtungen oder in __ Tagespflegestellen anmel-
den. Abweichend von Satz 2 sind Schulkinder spätes-
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Schulhalbjahr für das kommende Schuljahr vorgenommen 
werden. Der Leistungsumfang und die Betreuungszeit sind 
schriftlich zu vereinbaren.“ 

tens zur Schulanmeldung oder zum Schulhalbjahr für das 
kommende Schuljahr anzumelden. Der Leistungsumfang 
und die Anzahl der Betreuungsstunden sind schriftlich 
zu vereinbaren.“ 

  
3. § 4 wird wie folgt geändert:  3. § 4 wird wie folgt geändert: 
  

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
  

„2) Tagespflege ist die Betreuung und Förderung von Kin-
dern durch eine Tagespflegeperson im Haushalt der Ta-
gespflegeperson, der Eltern oder in anderen geeigneten 
Räumen nach § 23 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch.“ 

„(2) Tagespflege ist die Betreuung und Förderung von Kin-
dern durch eine Tagespflegeperson im Haushalt der Ta-
gespflegeperson, der Eltern oder in anderen geeigneten 
Räumen nach § 23 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch.“ 

  
b) Absatz 3 wird aufgehoben.  b) unverändert  

  
4. § 5 wird wie folgt geändert: 4. § 5 wird wie folgt geändert: 
  

a) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: a) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 
  

„Tageseinrichtungen und Tagespflegestellen  die Inklusion 
von Kindern mit Behinderungen fördern und zur Verbesse-
rung der Chancengleichheit aller Kinder unabhängig von 
sozialer und kultureller Herkunft beitragen.“ 

„Tageseinrichtungen und Tagespflegestellen haben die 
Inklusion von Kindern _________ zu fördern und zur Ver-
besserung der Chancengleichheit aller Kinder unabhängig 
von ihrer sozialen und kulturellen Herkunft beizutragen.“ 

  
b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Lebenswei-

sen,“ die Wörter „interkulturelle Kompetenz und Sensibili-
tät,“ eingefügt. 

b) unverändert 

  
c) Die Absätze 2a bis 2d werden aufgehoben. c) unverändert 
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d) Absatz 3 wird wie folgt geändert: d) Die Absätze 3 bis 5 erhalten folgende Fassung: 
  

aa) Satz 2 erhält folgende Fassung: _____________ 
  

„Jede Tageseinrichtung hat nach einer Konzeption und ei-
nem Qualitätsmanagementsystem zu arbeiten.“ 

„(3) Die Träger der Tageseinrichtungen gestalten die 
Umsetzung des Erziehungs- und Bildungsauftrages in 
eigener Verantwortung. Verbindliche Grundlage ist 
das Bildungsprogramm „Bildung: elementar - Bildung 
von Anfang an“ unter besonderer Beachtung der 
Sprachförderung. Jede Tageseinrichtung hat nach ei-
ner Konzeption und einem durch den Träger frei zu 
wählenden Qualitätsmanagementsystem zu arbeiten. 

  
bb) Satz 3 wird aufgehoben. ___________ 

  
e) Die Absätze 4 und 5 erhalten folgende Fassung: ___________ 

  
„(4) Schulkindern soll auf Wunsch der Eltern sachkundige 
Hilfe zur Erledigung der Hausaufgaben angeboten wer-
den. Dazu soll das pädagogische Fachpersonal der Ta-
geseinrichtung mit der Schule zusammenarbeiten. 

(4) Schulkindern soll auf Wunsch der Eltern sachkundige 
Hilfe zur Erledigung der Hausaufgaben angeboten wer-
den. Dazu sollen die pädagogischen Fachkräfte der Ta-
geseinrichtung mit der Schule zusammenarbeiten. 

  
(5) Der Träger der Tageseinrichtung hat auf Wunsch der 
Eltern die Bereitstellung einer kindgerechten Mittagsmahl-
zeit zu sichern.“ 

(5) Der Träger der Tageseinrichtung hat auf Wunsch der 
Eltern die Bereitstellung einer kindgerechten Mittagsver-
pflegung zu sichern.“ 

  
f) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt: e) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

  
„(6) Für Schulkinder, die eine Betreuung nach diesem Ge-
setz in Anspruch nehmen, sollen der Träger dieser Ta-
geseinrichtung und der Schulträger in Abstimmung mit 
den Eltern und der Schulbehörde Festlegungen für die 

„(6) Für Schulkinder, die eine Förderung und Betreuung 
____ in Anspruch nehmen, sollen der Träger der Ta-
geseinrichtung und der Schulträger in Abstimmung mit 
den Eltern und der Schulbehörde Festlegungen für die 
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Begleitung auf dem Weg zwischen Schule und Tagesein-
richtung treffen.“ 

Begleitung auf dem Weg zwischen Schule und Tagesein-
richtung treffen.“ 

  
5. § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 5. § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
  

„(1) Tagespflege kann Alternative und Ergänzung zur För-
derung in Tageseinrichtungen sein. Tagespflege soll ihre 
Angebote insbesondere in Kooperation mit Tageseinrich-
tungen gestalten. Die für Tageseinrichtungen genannten 
Aufgaben gelten entsprechend und unter Berücksichti-
gung der spezifischen Erziehungssituation auch für die 
Tagespflege.“ 

„(1) Tagespflege kann Alternative und Ergänzung zur Förde-
rung und Betreuung in Tageseinrichtungen sein. Tagespfle-
gestellen sollen ihre Angebote insbesondere in Kooperation 
mit Tageseinrichtungen gestalten. Die für Tageseinrichtungen 
genannten Aufgaben gelten entsprechend und unter Berück-
sichtigung der spezifischen Erziehungssituation auch für die 
Tagespflegestellen.“ 

  
 5/1. § 7 Satz 1 erhält folgende Fassung:  
  
 „Die Kinder sollen ihrem Alter und ihren Fähigkeiten ent-

sprechend bei der Gestaltung des Alltags und der Orga-
nisation der Tageseinrichtung mitwirken und mit ent-
scheiden.“ 

  
6. § 8 erhält folgende Fassung: 6. § 8 erhält folgende Fassung: 
  

„§ 8 „§ 8 
Inklusion Besondere Angebote für Kinder mit Behinderung 

  
Kinder mit Behinderung haben einen Anspruch, gemeinsam 
mit Kindern ohne Behinderung in Tageseinrichtungen und 
Tagespflegestellen gefördert und betreut zu werden. Je nach 
Art der Behinderung ist ein zusätzlicher Bedarf nach § 35 a 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch oder nach den §§ 53 
und 54 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung 
mit § 55 Abs. 2 Nr. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 

Kinder mit Behinderung haben einen Anspruch, gemeinsam 
mit Kindern ohne Behinderung in Tageseinrichtungen und 
Tagespflegestellen gefördert und betreut zu werden. Je nach 
Art der Behinderung ist ein zusätzlicher Bedarf nach § 35a 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch oder nach den §§ 53 
und 54 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung 
mit § 55 Abs. 2 Nr. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
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zu decken.“ zu decken.“ 
  
7. In § 9 Abs. 1 Nr. 1 werden die Wörter „Zusammenschlüsse 

von Gemeinden“ durch das Wort „Verbandsgemeinden“ er-
setzt. 

7. unverändert 

  
8. § 10 wird wie folgt geändert: 8. § 10 wird wie folgt geändert: 
  

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 
  

„10 Sicherstellungsaufgabe und Bedarfsplanung“ . „§ 10 Sicherstellungsaufgabe und Bedarfsplanung“. 
  

b) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze 2 bis 4 angefügt: b) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt: 
  

„Sie haben eine Bedarfsplanung aufzustellen. § 80 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend. Die 
kreisangehörigen Gemeinden und die Träger der freien 
Jugendhilfe sowie der überörtliche Sozialhilfeträger sind in 
alle Phasen der Bedarfsplanung einzubeziehen.“ 

„Sie haben eine Bedarfsplanung gemäß § 80 Abs. 1 
Nrn. 2 und 3 des Achten Buches Sozialgesetzbuch auf-
zustellen._____________ Mit den kreisangehörigen Ge-
meinden, Verbandsgemeinden, Verwaltungsgemein-
schaften, den Trägern der freien Jugendhilfe und dem 
überörtlichen Träger der Sozialhilfe ist in allen Phasen 
der Bedarfsplanung das Benehmen herzustellen.“ 

  
c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: c) unverändert 

  
aa) In Satz 1 werden vor dem Wort „Tagespflegeperso-

nen“ die Wörter „Tageseinrichtungen und die“ einge-
fügt. 

 

  
bb) Satz 2 wird aufgehoben.  

  
9. In § 10a Satz 2 wird die Angabe „Artikel 3 Abs. 3 des Geset-

zes vom 31. Oktober 2008 (BGBl. I S. 2149, 2151)“ durch die 
9. In § 10a Satz 2 wird die Angabe „§ 8a Abs. 2 des Achten 

Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe - in 
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Angabe „Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2975, 2976)“ ersetzt. 

der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Dezember 
2006 (BGBl. I S. 3134), zuletzt geändert durch Artikel 3 
Abs. 3 des Gesetzes vom 31. Oktober 2008 (BGBl. I S. 2149, 
2151)“ durch die Angabe „§ 8a Abs. 4 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch“ ersetzt. 

  
10. § 11 erhält folgende Fassung: 10. § 11 erhält folgende Fassung: 
  

„§ 11 „§ 11 
Finanzierung der Tagesbetreuung in Tageseinrichtungen  

und in Tagespflege 
Grundsätze der Finanzierung 

 
  

(1) Die Förderung in Tageseinrichtungen sowie in Tagespflege 
wird gemeinsam durch das Land, die örtlichen Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe, die Gemeinden des gewöhnlichen 
Aufenthalts, Träger nach § 9 Abs. 1 Nrn. 2 und 3 und Abs. 2 
und die Eltern finanziert.  

(1) Die Förderung und Betreuung in Tageseinrichtungen sowie 
in Tagespflegestellen wird gemeinsam durch das Land, die 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe, die Gemeinden, 
Verbandsgemeinden und Verwaltungsgemeinschaften, 
in deren Gebiet die Kinder ihren gewöhnlichen Aufent-
halt haben, sowie die Eltern finanziert. Das Land und die 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe beteiligen 
sich durch Zuweisungen. 

  
(2) Das Land gewährt den örtlichen Trägern der öffentlichen Ju-

gendhilfe nach der Maßgabe des Landeshaushaltes ab dem 
1. August 2013 eine Zuweisung für jedes betreute Kind. Die 
Bemessung und Verteilung der Mittel erfolgt auf der Grundla-
ge der Zahl der betreuten Kinder nach der Statistik „Ta-
geseinrichtungen für Kinder und öffentlich geförderte Kinder-
tagespflege“ des Statistischen Landesamtes zum 1. März des 
Vorjahres. Im Falle eines Doppelhaushalts ist für das zweite 
Haushaltsjahr die entsprechende Statistik zum 1. März des 
Vorvorjahres zugrunde zu legen.  

(2) Soweit Kinder in Tageseinrichtungen oder in Tagespfle-
gestellen Leistungen der Eingliederungshilfe nach § 35a 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch oder nach den 
§§ 53 und 54 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch in 
Verbindung mit § 55 Abs. 2 Nr. 2 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch erhalten, erfolgt die Finanzierung die-
ser Leistungen nach den §§ 78a bis 78g des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch oder nach den §§ 75 bis 81 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch. Bei Inanspruchnah-
me von Hilfen zur Erziehung erfolgt die Finanzierung 
dieser Leistungen nach dem Achten Buch Sozialgesetz-
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buch."  
  
(3) Die jährlichen Zuweisungen betragen für jedes betreute Kind (3) wird gestrichen 

1. ab 1. August 2013 für:  
a) Kinder unter drei  Jahren: 2 753 Euro,  
b) Kinder von drei Jahren bis zum Eintritt der Schulpflicht: 

1 737 Euro und 
 

c) Schulkinder: 850 Euro;  
2. ab 1. August 2014 für:  

a) Kinder unter drei Jahren: 2 938 Euro,  
b) Kinder von drei Jahren bis zum Eintritt der Schulpflicht: 

1 763 Euro und 
 

c) Schulkinder: 862 Euro;  
3. ab 1. August 2015 für:  

a) Kinder unter drei Jahren: 3 322 Euro,  
b) Kinder von drei Jahren bis zum Eintritt der Schulpflicht: 

1 946 Euro und 
 

c) Schulkinder: 960 Euro.  
  

Die Zuweisungen werden an den örtlichen Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe zum 1. August des laufenden Haushaltsjahres 
geleistet. Das Nähere zur Weiterleitung der Zuweisungen an die 
nach Absatz 1 zuständigen örtlichen Träger regelt die Landesre-
gierung durch Verordnung. 

 

Die Zuweisungen für jedes betreute Kind werden grundsätzlich 
zum Zeitpunkt der Haushaltplanaufstellung angepasst. Das be-
trifft insbesondere Anpassungen an die Tarifentwicklung und 
Veränderungen des Betreuungsumfangs. 

 

  
(4) Die Leistungsverpflichtete hat für eine in die Bedarfspla-
nung nach § 10 Abs. 1 Satz 2 aufgenommene Tageseinrichtung 
Vereinbarungen über den Betrieb der Tageseinrichtung entspre-

(4) wird gestrichen 
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chend der §§ 78 b bis 78 d des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
mit dem Träger der Tageseinrichtung abzuschließen. Mit den 
Vereinbarungen werden Inhalt, Umfang und Qualität der Leis-
tungsangebote sowie differenzierte Entgelte des Leistungsver-
pflichteten für die Leistungsangebote, die sonstigen für den Be-
trieb notwendigen Kosten der jeweiligen Tageseinrichtung und 
ein Eigenanteil des Trägers von in der Regel bis zu 5 v. H. der 
Gesamtkosten festgelegt. Der Träger der Tageseinrichtung ist 
verpflichtet, die Einnahmen und Ausgaben der zuletzt abgerech-
neten Wirtschaftsperiode der Tageseinrichtung nachvollziehbar, 
transparent sowie durch Nachweise belegt darzulegen.  
  
(5) Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, so entscheidet 
die nach § 78 g des Achten Buches Sozialgesetzbuch gebildete  
Schiedsstelle in  entsprechender  Anwendung des  § 78 g des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch. 

(5) wird gestrichen 

  
(6) Wird ein Kind in einer Tageseinrichtung außerhalb des 
Zuständigkeitsbereiches des Leistungsverpflichteten mit dessen 
Zustimmung betreut, regeln der aufnehmende örtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe und die Leistungsverpflichtete die Kos-
tentragung in einer Vereinbarung. 

(6) wird gestrichen 

  
(7) Die Finanzierung der Tagespflegestellen ist entsprechend 

den Absätzen 4 bis 6 zu regeln.“ 
(7) wird gestrichen 

  
 10/1. Nach § 11 wird folgender § 11a eingefügt: 
  
 „§ 11a 
 Vereinbarungen, Rahmenvertrag 
  
 (1) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe schließt 
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mit den Trägern von Tageseinrichtungen für seinen Zustän-
digkeitsbereich Vereinbarungen über den Betrieb der Ta-
geseinrichtungen nach den §§ 78b bis 78e des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch im Einvernehmen mit den Gemein-
den, Verbandsgemeinden und Verwaltungsgemeinschaften. 

  
 (2) Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, so entscheidet 

die Schiedsstelle nach § 78g des Achten Buches Sozialge-
setzbuch. 

  
 (3) Die Konzeption ist Bestandteil der Vereinbarung. In der 

Vereinbarung sollen auch Aussagen zur Gestaltung der Zu-
sammenarbeit mit den Schulen sowie mit den Einrichtungen 
der Familienbildung und -beratung getroffen werden. 

  
 (4) Der Träger der Tageseinrichtung ist gegenüber dem ört-

lichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe verpflichtet, die 
Einnahmen und Ausgaben des zuletzt abgerechneten Haus-
haltsjahres der Tageseinrichtung nachvollziehbar, transpa-
rent und durch Nachweise belegt darzulegen. 

  
 (5) Das für Kinder- und Jugendhilfe zuständige Ministerium 

koordiniert den Abschluss des Rahmenvertrages gemäß 
§ 78f des Achten Buches Sozialgesetzbuch zwischen dem 
Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt sowie dem 
Landkreistag Sachsen-Anhalt und den Verbänden der Träger 
der freien Jugendhilfe und den Vereinigungen sonstiger 
Leistungserbringer auf Landesebene. Kommt der Rahmen-
vertrag innerhalb von sechs Monaten nicht zustande, nach-
dem die Landesregierung schriftlich aufgefordert hat, kann 
das für Kinder- und Jugendhilfe zuständige Ministerium 
durch Verordnung Vorschriften stattdessen erlassen.“ 
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11. § 12 wird aufgehoben. 11. § 12 erhält folgende Fassung: 
  
 „§ 12 
 Finanzielle Beteiligung des Landes 
  
 (1) Das Land gewährt den örtlichen Trägern der öffentlichen 

Jugendhilfe eine Zuweisung für jedes betreute Kind. Der 
Bemessung und Verteilung der Mittel liegt die Zahl der im 
Zuständigkeitsbereich des örtlichen Trägers der öffentlichen 
Jugendhilfe betreuten Kinder zugrunde, die sich aus der Sta-
tistik „Tageseinrichtungen für Kinder und öffentlich geför-
derte Tagespflege" des Statistischen Landesamtes zum 
1. März des Vorjahres ergibt. Im Falle eines Doppelhaushalts 
ist für das zweite Haushaltsjahr die entsprechende Statistik 
zum 1. März des Vorvorjahres zugrunde zu legen. 

  
 (2) Die monatlichen Zuweisungen betragen für jedes betreu-

te Kind  
1. ab 1. August 2013 für: 

a) Kinder unter drei Jahren: 200,86 Euro, 
b) Kinder von drei Jahren bis zum Beginn 

der Schulpflicht: 118,79 Euro,  
c)  Schulkinder: 56,68 Euro; 

2. ab 1. Januar 2014 für: 
a) Kinder unter drei Jahren: 203,88 Euro, 
b) Kinder von drei Jahren bis zum Beginn 

der Schulpflicht: 120,57 Euro,  
c)  Schulkinder: 57,53 Euro; 

3. ab 1. Januar 2015 für: 
a) Kinder unter drei Jahren: 206,93 Euro, 
b) Kinder von drei Jahren bis zum Beginn 
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der Schulpflicht: 122,38 Euro,  
c)  Schulkinder: 58,40 Euro; 

  4. ab 1. Januar 2016 für: 
a) Kinder unter drei Jahren: 210,04 Euro, 
b) Kinder von drei Jahren bis zum Beginn 

der Schulpflicht: 124,21 Euro,  
c) Schulkinder: 59,27 Euro. 

 
  
 (3) Das Land trägt die Kosten, die aufgrund der Ausweitung 

des Anspruches auf ganztägige Betreuung für Kinder ent-
stehen, und die für die Verbesserung des Mindestpersonal-
schlüssels entstehenden Kosten. Diese monatlichen Zuwei-
sungen betragen für jedes betreute Kind  

1. ab 1. August 2013 für: 
a) Kinder unter drei Jahren: 16,45 Euro, 
b) Kinder von drei Jahren bis zum Beginn 

der Schulpflicht: 37,93 Euro;  
2. ab 1. Januar 2014 für: 

a) Kinder unter drei Jahren: 16,69 Euro, 
b) Kinder von drei Jahren bis zum Beginn 

der Schulpflicht: 38,50 Euro;  
3. ab 1. Januar 2015 für: 

a) Kinder unter drei Jahren: 16,95 Euro, 
b) Kinder von drei Jahren bis zum Beginn 

der Schulpflicht: 39,08 Euro;  
4. ab 1. August 2015 für: 

a) Kinder unter drei Jahren: 107,99 Euro, 
b) Kinder von drei Jahren bis zum Beginn 

der Schulpflicht: 39,08 Euro;  
  5. ab 1. Januar 2016 für: 

a) Kinder unter drei Jahren: 109,61 Euro, 
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b) Kinder von drei Jahren bis zum Beginn 
der Schulpflicht: 39,67 Euro. 

  
 (4) Die Zuweisungen nach den Absätzen 2 und 3 für jedes 

betreute Kind sind regelmäßig insbesondere an die Tarif-
entwicklung und Veränderungen des Betreuungsumfangs 
anzupassen. 

  
 (5) Die Auszahlung erfolgt in gleichen Raten zum Ersten der 

Monate Januar, März, Juni und September des laufenden 
Haushaltsjahres.“ 

  
  
 11./1 Nach § 12 werden folgende §§ 12a bis 12c eingefügt: 
  
 „§ 12a 
 Finanzielle Beteiligung der örtlichen Träger der  

öffentlichen Jugendhilfe 
  
 (1) Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe leiten 

die ihnen nach § 12 Abs. 1 bis 4 gewährten Zuweisungen an 
die Träger von Tageseinrichtungen und Tagespflegestellen 
weiter. Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe ge-
währen darüber hinaus aus eigenen Mitteln einen Betrag in 
Höhe von 53 v. H. der auf sie entfallenden Zuweisungen des 
Landes gemäß § 12 Abs. 2. Die Zuweisungen nach § 12 
Abs. 2 und 3 sowie die Zuweisungen nach Satz 2 werden in 
Höhe eines Viertels des Betrages des Vorjahres zum 1. Feb-
ruar des laufenden Haushaltsjahres als Abschlagszahlung 
geleistet. Der Restbetrag wird in gleich hohen Beträgen je-
weils zum 1. April, 1. Juli und 1. Oktober des laufenden 
Haushaltsjahres geleistet. 
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 (2) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe darf die 

ihm nach § 12 gewährten Zuweisungen nur an solche Träger 
von Tageseinrichtungen weiterleiten, die in die Bedarfspla-
nung nach § 10 Abs. 1 Satz 2 aufgenommen sind und sich 
an den jeweiligen tariflichen Bedingungen orientieren. 

  
 § 12b 
 Finanzielle Beteiligung der Gemeinden, Verbandsgemeinden 

und Verwaltungsgemeinschaften 
  
 Soweit der Finanzierungsbedarf eines in Anspruch genom-

menen Platzes in einer Tageseinrichtung oder in einer Ta-
gespflegestelle nicht vom Land und dem jeweiligen örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe gedeckt wird, hat die 
Gemeinde, Verbandsgemeinde und Verwaltungsgemein-
schaft, in deren Gebiet das Kind seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt hat, den verbleibenden Finanzbedarf in Höhe von 
mindestens 50 v. H. zu tragen. 

  
 § 12c 
 Finanzierung bei Inanspruchnahme von Angeboten außer-

halb des Zuständigkeitsbereiches des örtlichen Trägers 
der öffentlichen Jugendhilfe 

  
 Wird ein Kind in einer Tageseinrichtung oder einer Tages-

pflegestelle außerhalb des Zuständigkeitsbereiches des ört-
lichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe, in dem das Kind 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, mit dessen Zustim-
mung betreut, regeln der aufnehmende und der abgebende 
örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe die Kostentra-
gung in einer Vereinbarung.“  
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12. § 13 erhält folgende Fassung: 12. § 13 erhält folgende Fassung: 
  

„§ 13 „§ 13 
Kostenbeiträge Kostenbeiträge 

  
(1) Für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung von 
Kindern in Tageseinrichtungen und in der Tagespflege sind 
durch die Träger der Einrichtung von den Eltern Kostenbeiträge 
zu erheben. Sie sind nach dem Umfang der vereinbarten Betreu-
ungsstunden zu staffeln. Ein Basiskostenbeitrag für eine ganztä-
gige Betreuung ist nach Anhörung der Elternvertretung festzule-
gen. Für einen anderen Betreuungsumfang ist der Kostenbeitrag 
entsprechend zu reduzieren. 

(1) Für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung und 
Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in __ Tages-
pflegestellen sind ________ von den Eltern Kostenbeiträge zu 
erheben. Sie sind nach der Anzahl der vereinbarten Betreu-
ungsstunden zu staffeln. __________ 

  
 (2) Der Kostenbeitrag wird durch die Gemeinde, Verbands-

gemeinde oder Verwaltungsgemeinschaft, in deren Gebiet 
das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, nach Anhö-
rung der Träger von Tageseinrichtungen und der Gemeinde-
elternvertretung, festgelegt. Die Festlegungen bedürfen der 
Zustimmung des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugend-
hilfe.  

  
 (3) Der Kostenbeitrag wird durch die Gemeinde, Verbands-

gemeinde oder Verwaltungsgemeinschaft, in deren Gebiet 
das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, erhoben. Die 
Erhebung kann auf die Träger von Tageseinrichtungen über-
tragen werden. 

  
(2) Für Familien mit Kindergeldanspruch für zwei oder mehr Kin-
der, die gleichzeitig in Tageseinrichtungen oder Tagespflegestel-
len betreut werden, darf der gesamte Kostenbeitrag ab dem 

(4) Für Familien mit einem Kindergeldanspruch für zwei oder 
mehr Kinder, die gleichzeitig in Tageseinrichtungen oder Tages-
pflegestellen gefördert und betreut werden, darf der gesamte 
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1. Januar 2014 160 v. H. des Beitrages, der für das älteste Kind 
zu entrichten ist, nicht übersteigen. Schulkinder bleiben bei der 
Regelung des Satzes 1 unberücksichtigt. 

Kostenbeitrag ab dem 1. Januar 2014 160 v. H. des Kostenbei-
trages, der für das älteste Kind zu entrichten ist, nicht überstei-
gen. Schulkinder bleiben bei der Festsetzung der Höhe des 
Kostenbeitrages _______ unberücksichtigt. 

  
(3) Soweit die Regelung des Absatzes 2 zu verminderten Ein-
nahmen aus Kostenbeiträgen oder erhöhten Kosten nach § 11 
Abs. 5 und 6 führt, erstattet das Land auf Antrag den Differenz-
betrag. Die Leistungsverpflichteten haben bis zum 28. Februar  
des Folgejahres die Einnahmeausfälle für das Vorjahr zu ermit-
teln und dem überörtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe zu 
melden." 

(5) Soweit die Regelung des Absatzes 4 zu verminderten Ein-
nahmen aus Kostenbeiträgen _________ führt, erstattet das 
Land auf Antrag den Differenzbetrag. Die örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe haben bis zum 28. Februar des Folge-
jahres die Einnahmeausfälle für das Vorjahr zu ermitteln und 
dem überörtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe zu melden. 

  
 (6) Die Verpflegungskosten tragen die Eltern.“ 
  
13. In § 14 Satz 1 wird die Angabe „§ 5“ durch die Wörter „diesem 

Gesetz“ ersetzt. 
13. In § 14 Satz 1 wird die Angabe „§ 5“ durch die Angabe „den 

§§ 5, 7 und 8“ ersetzt. 
  
14. § 15 erhält folgende Fassung: 14. § 15 erhält folgende Fassung: 
  

„§ 15 „§ 15 
Auskunftspflicht Auskunftspflicht und Evaluierung 

  
Die Leistungsverpflichteten sind verpflichtet, für Zwecke der Lan-
desplanung dem überörtlichen Träger der öffentlichen Jugendhil-
fe Auskünfte zu erteilen.“ 

(1) Die Gemeinden, Verbandsgemeinden oder Verwaltungs-
gemeinschaften und die örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe sind verpflichtet, dem überörtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe für Zwecke der Finanzplanung und 
der Evaluierung dieses Gesetzes Auskünfte zu erteilen. 

  
 (2) Das für Kinder- und Jugendhilfe zuständige Ministerium 

hat die Finanzierungsregelung nach den §§ 11 bis 13 bis 
zum Endes des Jahres 2016 zu evaluieren und dem Landtag 
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bis zum Ende des dritten Quartals 2017 schriftlich zu berich-
ten.“ 

  
15. Die §§ 16 und 17 werden aufgehoben. 15. unverändert 
  
16. § 18 wird wie folgt geändert: 16. § 18 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
  

a) In Satz 1 wird die Angabe „Artikel 6 des Gesetzes vom 
28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874, 899)“ durch die Angabe „Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I 
S. 3057, 3059)“ ersetzt. 

a) In Satz 1 wird die Angabe „- Gesetzliche Krankenver-
sicherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 
1988, BGBl. I S. 2477, 2482), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 6 des Gesetzes vom 28. Mai 2008 (BGBl. I S. 874, 
899)“ gestrichen. 

  
b) Satz 2 wird aufgehoben. b) unverändert 

  
17. § 19 wird wie folgt geändert: 17. § 19 wird wie folgt geändert: 
  

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 
  

„§ 19 Elternvertretung und Kuratorium“ § 19 Elternvertretung und Kuratorium“. 
  

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
  

aa) In Satz 2 Nr. 5 wird das Wort „Elternbeiträgen“ durch 
das Wort „Kostenbeiträgen“ ersetzt. 

aa) unverändert 

  
bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

  
„Die Zustimmung des Kuratoriums ist erforderlich zur Än-
derung 

„Die Zustimmung des Kuratoriums ist erforderlich zur Än-
derung 

  
1. der konzeptionellen Ausrichtung und 1. der Konzeption und 
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2. der Öffnungs- und Schließzeiten.“ 2. der Öffnungs- und Schließzeiten.“ 
  

c) Absatz 5 erhält folgende Fassung: c) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 
  

„(5) Die Elternschaft oder die Elternsprecherinnen und El-
ternsprecher einer Tageseinrichtung wählen für die Dauer 
von zwei Jahren aus ihrer Mitte eine Vertreterin oder einen 
Vertreter für die Gemeindeelternvertretung, wenn in der 
Gemeinde mehrere Tageseinrichtungen bestehen. Die 
Gemeindeelternvertretung ist von der Gemeinde bei allen 
die Betreuung von Kindern betreffenden Fragen zu beteili-
gen. Die Gemeindeelternvertretungen eines Landkreises 
wählen aus ihrer Mitte für die Dauer von zwei Jahren eine 
Kreiselternvertretung, die eine Vertreterin oder einen Ver-
treter in den Jugendhilfeausschuss entsendet. In kreisfrei-
en Städten entsendet die Gemeindeelternvertretung eine 
Vertreterin oder einen Vertreter in den Jugendhilfeaus-
schuss. Das Wahlverfahren zu den Elternvertretungen re-
gelt der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe durch 
Satzung. Ist Leistungsverpflichtete die Verbandsgemeinde 
oder Verwaltungsgemeinschaft tritt diese an die Stelle der 
Gemeinde in dieser Vorschrift.“ 

„(5) Die Elternschaft oder die Elternsprecherinnen und El-
ternsprecher einer Tageseinrichtung wählen für die Dauer 
von zwei Jahren aus ihrer Mitte eine Vertreterin oder einen 
Vertreter für die Gemeindeelternvertretung, wenn in der 
Gemeinde mehrere Tageseinrichtungen bestehen. Die 
Gemeindeelternvertretung ist von der Gemeinde bei allen 
die Betreuung von Kindern betreffenden Fragen zu beteili-
gen. Die Gemeindeelternvertretungen innerhalb eines 
Landkreises wählen aus ihrer Mitte für die Dauer von zwei 
Jahren eine Kreiselternvertretung, die eine Vertreterin  
oder einen Vertreter in den Jugendhilfeausschuss entsen-
det. In kreisfreien Städten entsendet die Gemeindeeltern-
vertretung eine Vertreterin oder einen Vertreter in den Ju-
gendhilfeausschuss. Das Wahlverfahren zu den Elternver-
tretungen regelt der örtliche Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe durch Satzung. Ist Leistungsverpflichtete die 
Verbandsgemeinde oder Verwaltungsgemeinschaft, tritt 
diese an die Stelle der Gemeinde ______. 

  
 d) Nach Absatz 5 werden folgende Absätze 6 und 7 ange-

fügt: 
  
 „(6) Die Kreiselternvertretungen und die Gemeindeel-

ternvertretungen der kreisfreien Städte wählen für die 
Dauer von zwei Jahren eine Landeselternvertretung, 
die eine Vertreterin oder einen Vertreter in den Lan-
desjugendhilfeausschuss entsendet. Die Geschäfts-
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stelle der Landeselternvertretung wird beim Kinderbe-
auftragten des Landes Sachsen-Anhalt eingerichtet. 

  
 (7) Die Gemeinde-, Kreis- und Landeselternvertretun-

gen tagen mindestens einmal im Jahr. Sie wählen aus 
ihrer Mitte für die Dauer von zwei Jahren einen Vor-
stand, der als Ansprechpartner für die Eltern und die 
Verwaltung dient sowie die laufenden Geschäfte führt. 
Die Elternvertretungen sind unabhängig und geben 
sich eine Geschäftsordnung.“ 

  
18. § 20 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 18. § 20___ wird wie folgt geändert: 
  
 a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

  
a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Tageseinrichtungen“ die 

Wörter „und die Tagespflegestellen“ eingefügt.  
aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Tageseinrichtungen“ 

die Wörter „und die Tagespflegestellen“ eingefügt.   
  

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Tageseinrichtung“ die 
Wörter „oder die Tagespflegestelle“ eingefügt. 

bb)In Satz 2 werden nach dem Wort „Tageseinrichtung“ 
die Wörter „oder die Tagespflegestelle“ eingefügt. 

  
 b) In Absatz 2 wird die Angabe „nach den §§ 45 bis 48 

des Achten Buches Sozialgesetzbuch in Tageseinrich-
tungen“ gestrichen. 

  
19. § 20a wird aufgehoben. 19. unverändert 
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 19./1 Die Überschrift des Abschnittes 4 erhält folgende Fas-
sung: 

  
 „Abschnitt 4 
 Pädagogische Fachkräfte“. 
  
20. § 21 wird wie folgt geändert: 20. § 21 wird wie folgt geändert: 
  
 a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 
  
 „§ 21 

Pädagogische Fachkräfte“. 
  
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: b) Die Absätze 2 bis 4 erhalten folgende Fassung: 

  
aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: „(2) Der Mindestpersonalschlüssel in einer Tagesein-

richtung beträgt  
 

1. bis zum 31. Juli 2015 für jedes Kind unter drei 
Jahren 0,15 Arbeitsstunden einer pädagogi-
schen Fachkraft und 0,18 Arbeitsstunden ab 
dem 1. August 2015, 

 
2. für jedes Kind von drei Jahren bis zum Beginn 

der Schulpflicht 0,08 Arbeitsstunden einer pä-
dagogischen Fachkraft und 

 
3. für jedes Schulkind 0,05 Arbeitsstunden einer 

 pädagogischen Fachkraft. 
 
Bezugsgrößen für die Mindestpersonalschlüssel sind 
die jährliche Summe der vereinbarten Betreuungs-
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stunden sowie die vergüteten Jahresarbeitsstunden 
der pädagogischen Fachkräfte der Tageseinrichtung. 

  
aaa) In Nummer 1 wird das Wort „Kinderkrippe“ durch 

die Wörter „Kinder unter drei Jahren“ ersetzt. 
________ 

  
bbb) In Nummer 2 wird das Wort „Kindergarten“ durch 

die Wörter „Kinder von drei Jahren bis zum Ein-
tritt der Schulpflicht“ ersetzt. 

________ 

  
ccc) In Nummer 3 wird das Wort „Hort“ durch das Wort 

„Schulkinder“ ersetzt. 
________ 

  
bb) In Satz 3 werden die Wörter „Das Landesjugendamt“ 

durch die Wörter „Die für die Erteilung der Betriebser-
laubnis zuständige Stelle“ ersetzt. 

________ 

  
b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: ________ 

  
„(3) Geeignete pädagogische Fachkräfte sind: (3) Geeignete pädagogische Fachkräfte sind: 
  
1. staatlich anerkannte Erzieherinnen oder staatlich aner-

kannter Erzieher, 
1. staatlich anerkannte Erzieherinnen oder staatlich aner-

kannte_ Erzieher, 
  
2. Personen mit Hochschulabschlüssen der Niveaustufen 

6 und höher des Deutschen Qualifikationsrahmens auf 
den Gebieten der Pädagogik, insbesondere der Früh- 
oder Kindheitspädagogik, und sozialen Arbeit sowie 
verwandten Gebieten, insbesondere, wenn sie vor 
Aufnahme ihrer Tätigkeit mindestens ein Jahr im Be-
reich der Betreuung, Bildung, Erziehung und Förde-
rung von Kindern in einer Tageseinrichtung tätig waren 

2. Personen mit Hochschulabschlüssen der Niveaustu-
fen 6 und höher des Deutschen Qualifikationsrahmens 
auf den Gebieten der Pädagogik, insbesondere der 
Früh- oder Kindheitspädagogik, und der sozialen Ar-
beit sowie verwandten Gebieten, insbesondere_ wenn 
sie vor Aufnahme ihrer Tätigkeit mindestens ein Jahr 
im Bereich der Betreuung, Bildung, Erziehung und 
Förderung von Kindern in einer Tageseinrichtung tätig 
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und fachspezifische Aus-, Fort- und Weiterbildungen 
im Umfang von 60 Stunden nachweisen,  

waren und fachspezifische Aus-, Fort- und Weiterbil-
dungen im Umfang von 60 Stunden nachweisen,  

  
3. Personen mit einem Abschluss nach der Verordnung 

zur Anerkennung von abgeschlossenen Ausbildungen 
in Erzieherberufen vom 29. September 2009 (GVBl. 
LSA S. 476), wobei eine Beschränkung von Ausbil-
dungsabschlüssen auf die Betreuung bestimmter Al-
tersgruppen zu beachten ist, 

3. Personen mit einem Abschluss nach der Verordnung 
zur Anerkennung von abgeschlossenen Ausbildungen 
in Erzieherberufen vom 29. September 2009 (GVBl. 
LSA S. 476), wobei eine Beschränkung von Ausbil-
dungsabschlüssen auf die Betreuung bestimmter Al-
tersgruppen zu beachten ist, 

  
4. Personen mit einem pädagogischen Fachschulab-

schluss, die vor Aufnahme ihrer Tätigkeit mindestens 
ein Jahr im Bereich der Betreuung, Bildung, Erziehung 
und Förderung der Kinder in einer Tageseinrichtung tä-
tig waren und fachspezifische Aus-, Fort- oder Weiter-
bildungen im Umfang von 60 Stunden nachweisen  
oder 

4. Personen mit einem pädagogischen Fachschulab-
schluss, die vor Aufnahme ihrer Tätigkeit mindestens 
ein Jahr im Bereich der Betreuung, Bildung, Erziehung 
und Förderung von Kindern in einer Tageseinrichtung 
tätig waren und fachspezifische Aus-, Fort- oder Wei-
terbildungen im Umfang von 60 Stunden nachweisen, 
oder 

  
5. Personen, die über eine Gleichwertigkeitsanerkennung 

im Sinne des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 
des Landes Sachsen-Anhalt in Bezug auf einen Be-
rufsabschluss nach Nummern 1 bis 4 verfügen.“ 

5. Personen, die über eine Gleichwertigkeitsanerkennung 
im Sinne des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 
____________ in Bezug auf einen Berufsabschluss 
nach den Nummern 1 bis 4 verfügen. 

 

   
c) Absatz 4 erhält folgende Fassung:  _____________________  

  
„(4) Die für die Erteilung der Betriebserlaubnis zuständige 
Stelle kann auf Antrag im Einzelfall Personen mit weiteren 
Qualifikationen als Fachkräfte zulassen, wenn sie auf-
grund ihrer individuellen praktischen Tätigkeit für die pä-
dagogische Arbeit in einer konkreten Tageseinrichtung 
geeignet sind. Weiterhin können in Tageseinrichtungen 
geeignete Hilfskräfte, insbesondere Kinderpflegerinnen 

(4) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
kann auf Antrag im Einzelfall Personen mit weiteren Quali-
fikationen als Fachkräfte zulassen, wenn sie aufgrund ih-
rer individuellen praktischen Tätigkeit für die pädagogi-
sche Arbeit in einer konkreten Tageseinrichtung geeignet 
sind. Weiterhin können in Tageseinrichtungen geeignete 
Hilfskräfte, insbesondere Kinderpflegerinnen und Kinder-
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und Kinderpfleger oder Sozialassistentinnen und Sozial-
assistenten im Verhältnis von einer Hilfskraft zu zwei pä-
dagogischen Fachkräften zugelassen werden.“ 

pfleger oder Sozialassistentinnen und Sozialassistenten, 
im Verhältnis von einer Hilfskraft zu zwei pädagogischen 
Fachkräften zugelassen werden.“ 

  
21. § 22 erhält folgende Fassung: 21. § 22 erhält folgende Fassung: 
  
  

„§ 22 „§ 22 
Mittelbare pädagogische Tätigkeit, Fortbildung Leitung und Fortbildung 

  
(1) Den pädagogischen Fachkräften ist ein angemessener 
Anteil der Arbeitszeit für mittelbare pädagogische Arbeit ein-
zuräumen. Als Mindestumfang der Angemessenheit gelten 
zweieinhalb Stunden je Woche  und ab dem 1. August.2015 
fünf Stunden je Woche für jedes nach § 21 Abs. 2 ermittelte 
Vollzeitäquivalent. 

(1) wird gestrichen 

  
(2) Den pädagogischen Fachkräften ist ein angemessener 
Anteil der Arbeitszeit für die vorschulische Arbeit einzuräu-
men. Als Mindestumfang der Angemessenheit gelten einein-
viertel Stunden je Woche für jedes nach § 21 Abs. 2 Nr. 2 
ermittelte Vollzeitäquivalent.  

(2) wird gestrichen 

  
(3) Für jede Tageseinrichtung ist eine besonders geeignete 
pädagogische Fachkraft als Leitungsperson einzusetzen. Sie 
ist für diese Tätigkeit in angemessenem Umfang vom Träger 
der Tageseinrichtung von der Betreuung freizustellen. Von 
einer besonderen Eignung ist insbesondere auszugehen bei 
einer Qualifikation gemäß § 21 Abs. 3 Nr. 2. 

(1) Für jede Tageseinrichtung ist eine besonders geeignete 
pädagogische Fachkraft als Leitungsperson einzusetzen. 
Sie ist für diese Tätigkeit in angemessenem Umfang vom 
Träger der Tageseinrichtung von der Betreuung freizustel-
len. Von einer besonderen Eignung ist insbesondere aus-
zugehen bei einer Qualifikation gemäß § 21 Abs. 3 Nr. 2. 

  
(4) Jede pädagogische Fach- und Hilfskraft hat die Pflicht, 
sich ständig fortzubilden. Der Träger hat dem Personal Fort-

(2) Jede pädagogische Fach- und Hilfskraft hat die Pflicht, 
sich ständig fortzubilden. Der Träger hat dem Personal 
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bildung zu ermöglichen.“ Fortbildung zu ermöglichen.“ 
  
22. § 23 wird aufgehoben. 22. unverändert 
  
23. § 24 wird wie folgt geändert:  23. § 24 wird wie folgt geändert:  
  

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) unverändert 
  

aa) Nach Nummer 2 wird das Komma durch einen Punkt 
ersetzt.  

 

  
bb) Nummer 3 wird aufgehoben.  

  
b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

  
„(2) Das für Kinder- und Jugendhilfe zuständige Ministeri-
um wird ermächtigt durch Verordnung  

„(2) Das für Kinder- und Jugendhilfe zuständige Ministeri-
um hat durch Verordnung 

  
1. Mindestanforderungen für die Erziehungs- und Bil-

dungsziele der Tageseinrichtungen in Form eines Bil-
dungsprogramms für die frühkindliche Bildung festzu-
legen, 

1. den Inhalt des Bildungsprogramms „Bildung: ele-
mentar - Bildung von Anfang an“ festzulegen und 

 

  
2. das Verfahren für die Ermittlung und Abrechnung der 

Zuweisungen gemäß § 11 Abs. 1 und 2 festzulegen 
und  

2. insbesondere  
a) die Abwicklung der Auszahlung der Zuweisun-

gen nach den §§ 12 und 12a an die Träger der 
Tageseinrichtungen und an die Tagespflegestel-
len,  

b) die Ermittlung des verbleibenden Finanzbedarfs 
nach § 12b, den die Gemeinde, Verbandsge-
meinde und die Verwaltungsgemeinschaft zu 
tragen hat, einschließlich des Verfahrens zur 
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Auszahlung dieses Betrages an die Träger der 
Tageseinrichtungen, sowie 

 
3. Näheres zur Eignung eines Angebotes von Tagespfle-

ge gemäß § 6, insbesondere zur persönlichen und ge-
sundheitlichen Eignung einer Tagespflegeperson, Um-
fang und Dauer geeigneter Vorbereitungskurse und 
Qualifizierungsmaßnahmen sowie zu angemessenen 
Aufwendungen einschließlich des Erziehungsaufwan-
des zu regeln.“ 

3. das Nähere_ zur _______Tagespflege gemäß § 6, ins-
besondere zur persönlichen und gesundheitlichen Eig-
nung einer Tagespflegeperson, Umfang und Dauer ge-
eigneter Vorbereitungskurse und Qualifizierungsmaß-
nahmen sowie zu angemessenen Aufwendungen ein-
schließlich des Erziehungsaufwandes zu regeln.“ 

 
c) Die Absätze 3 bis 5 werden aufgehoben. c) unverändert 

  
24. § 25 wird aufgehoben. 24. § 25 erhält folgende Fassung: 
  
 „§ 25  
 Übergangs- und Anwendungsvorschriften 
  
 (1) Werden Tageseinrichtungen von einem freien Träger 

betrieben, so erhält dieser bis zum Abschluss einer Ver-
einbarung nach § 11a auf Antrag die für den Betrieb not-
wendigen Kosten abzüglich der Kostenbeiträge nach § 13 
und abzüglich eines Eigenanteils des Trägers von bis zu 
5 v. H. der Sachkosten. Für die Beurteilung der Notwen-
digkeit und Angemessenheit sind im Übrigen die Kosten 
maßgeblich, die die Gemeinde, Verbandsgemeinde oder 
Verwaltungsgemeinschaft selbst als Träger einer Ta-
geseinrichtung aufzuwenden hätte. 

  
 (2) Das für Kinder- und Jugendhilfe zuständige Ministeri-

um kann genehmigen, dass im Zuständigkeitsbereich ei-
nes örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe auf 
dessen Antrag § 11a vor dem 1. Januar 2015 Anwendung 
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findet. In diesem Fall findet Absatz 1 keine Anwendung 
mehr. Die Genehmigung ist öffentlich bekannt zu ma-
chen.“ 

  
 25. § 26 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

  
 „(2) § 25 tritt am 31. Dezember 2014 außer Kraft.“ 
  
  

Artikel 2 Artikel 2 
Änderung des Kinderförderungsgesetzes  

zum 1. August 2014 
Änderung des Kinderförderungsgesetzes  

zum 1. August 2014 
  
§ 3 Abs. 1 des Kinderförderungsgesetzes, das zuletzt durch Arti-
kel 1 dieses Gesetzes geändert worden ist, erhält folgende Fas-
sung: 

wird gestrichen 

  
„(1) Jedes Kind mit gewöhnlichem Aufenthalt im Land Sachsen-
Anhalt hat bis zur Versetzung in den 7. Schuljahrgang Anspruch 
auf einen ganztägigen Platz in einer Tageseinrichtung.“ 

 

  
  

Artikel 3 Artikel 2 
Änderung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes  

des Landes Sachsen-Anhalt 
Änderung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes  

des Landes Sachsen-Anhalt 
  
Das Kinder- und Jugendhilfegesetz des Landes Sachsen-Anhalt 
vom 5. Mai 2000 (GVBl. LSA S. 236), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 10 des Gesetzes vom 13. April 2010 (GVBl. LSA S. 192, 
193), wird wie folgt geändert: 

Das Kinder- und Jugendhilfegesetz des Landes Sachsen-Anhalt 
vom 5. Mai 2000 (GVBl. LSA S. 236), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 10 des Gesetzes vom 13. April 2010 (GVBl. LSA S. 192, 
193), wird wie folgt geändert: 
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1. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 1. § 5 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
  

a) In Nummer 6 wird nach dem Wort „Gebietskörperschaft“ 
der Punkt durch ein Komma ersetzt. 

a) unverändert 

  
b) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 7 angefügt: b) unverändert 

  
„7.  eine Vertreterin oder ein Vertreter des Kreiselternrates, 

bei kreisfreien Städten des Gemeindeelternrates.“ 
 

  
 1/1. § 11 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:  
  
 a) In Nummer 7 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt. 
  
 b) Nach Nummer 7 wird folgende Nummer 8 angefügt: 
  
 „8. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Landesel-

ternvertretung.“ 
  
2. § 20 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 2. wird gestrichen 
  

„(3) Zuständige Behörde nach § 39 Abs. 5 Satz 1 SGB VIII ist 
der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe.“ 

 

  
3. § 21 erhält folgende Fassung: 3. wird gestrichen 
  

„Zuständige Behörde nach § 39 Abs. 2 Satz 3 SGB VIII ist der 
örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe.“ 
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Artikel 4 Artikel 3 
Änderung des Schulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt Änderung des Schulgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 

  
§ 37 Abs. 2a bis d des Schulgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. August 
2005 (GVBl. LSA S. 520, 2008, S. 378), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 17. Februar 2012 (GVBl. LSA S. 52, 
53), wird aufgehoben. 

§ 37 Abs. 2a bis 2d des Schulgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. August 
2005 (GVBl. LSA S. 520, 2008, S. 378), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 17. Februar 2012 (GVBl. LSA S. 52, 
53), wird aufgehoben. 

  
  
 Artikel 4 

Änderung des Nichtraucherschutzgesetzes 
  
 In § 2 Nr. 5 des Nichtraucherschutzgesetzes vom 19. De-

zember 2007 (GVBl. LSA S. 464), zuletzt geändert durch § 37 
Abs. 3 des Gesetzes vom 17. Februar 2011 (GVBl. LSA 
S. 136), wird die Angabe „§ 4 Abs. 2“ durch die Angabe „§ 4 
Abs. 1“ und die Angabe „§ 4 Abs. 3“ durch die Angabe „§ 4 
Abs. 2“ ersetzt. 

  
  

Artikel 5 Artikel 5 
Aufhebung der Verordnung zur Umsetzung der Sprach-

standsfeststellung und Sprachförderung 
Aufhebung der Verordnung zur Umsetzung der Sprach-

standsfeststellung und Sprachförderung 
  
  
Die Verordnung zur Umsetzung der Sprachstandsfeststellung 
und Sprachförderung vom 7. Dezember 2009 (GVBl. LSA 2009, 
583) wird aufgehoben. 

wird gestrichen  
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 Artikel 6 
 Bekanntmachungserlaubnis 
  
 Das für Kinder- und Jugendhilfe zuständige Ministerium 

wird ermächtigt, das Kinderförderungsgesetz in der am 
1. August 2015 geltenden Fassung neu bekannt zu machen. 

  
  

Artikel 6 Artikel 7 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

  
(1) Die Artikel 1 und 3 treten am 1. August 2013 in Kraft.  (1) Die Artikel 1 bis 3 treten vorbehaltlich der Absätze 3 und 4 

am 1. August 2013 in Kraft. 
  
(2) Artikel 2 tritt am 1. August 2014 in Kraft. (2) wird gestrichen 
  
(3) Artikel 1 Nr. 4 c und Nr. 23 und der Artikel 4 und 5 treten am 
Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 1 Nr. 4 Buchst. c und Nr. 23 Buchst. a und b sowie 
die Artikel 4 und 4/1 ___ treten am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

  
 (4) Artikel 1 Nr. 10/1 tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 
  
 Artikel 8 
 Außerkrafttreten 
  
 (1) Am Tag nach der Verkündung treten außer Kraft: 
  
 1. die §§ 1 bis 4 und 7 bis 9 der Verordnung zur Umset-

zung der Sprachstandsfeststellung und Sprachförde-
rung vom 7. Dezember 2009 (GVBl. LSA S. 583), 
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 2. § 4 Abs. 3 bis 6 der Verordnung zur Anerkennung von 
abgeschlossenen Ausbildungen in Erzieherberufen 
vom 25. November 1991 (GVBl. LSA S. 472), geändert 
durch Verordnung vom 5. März 2004 (GVBl. LSA 
S. 200), in Verbindung mit der Verordnung vom 
29. September 2009 (GVBl. LSA S. 476). 

  
 (2) Die §§ 5 und 6 der Verordnung zur Umsetzung der 

Sprachstandsfeststellung und Sprachförderung vom 
7. Dezember 2009 (GVBl. LSA S. 583) treten am 1. August 
2013 außer Kraft. 

 


